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Wer sich in der Schweiz einbürgern lassen will, muss einige Bedingungen erfüllen. Zusätzlich zu 
langen Wohnsitzfristen und einem komplizierten, langwierigen Verfahren wird die Person or-
dentlich zur Kasse gebeten. Im Kanton Basel-Landschaft beträgt die Gebühr je nach Verwaltungs-
aufwand bis zu CHF 2'000 auf Gemeindeebene, und nochmals bis zu CHF 2'000 auf kantonaler 
Ebene. Hinzu kommen noch die Bundesgebühren.  

Gerade für junge Menschen können die Gebühren ein Hindernis zur Einbürgerung darstellen, da 
das verfügbare Budget sehr beschränkt ist. Eine Einbürgerung gerade von jungen integrierten 
Menschen sollte aber nicht an den finanziellen Möglichkeiten scheitern. 

Mit einem Erlass der Gebühren von Kanton und Gemeinde für alle Einbürgerungswillige unter 25 
Jahren wird für junge Ausländer*innen ein Anreiz geschaffen, sich schon früh und unabhängig vom 
persönlichen Budget einbürgern zu lassen. Somit ermöglichen wir es jungen Menschen unabhän-
gig ihrer finanziellen Möglichkeiten die Einbürgerung und damit auch, sich am politischen Prozess 
zu beteiligen, was letztlich allen zugutekommt, da demokratische Entscheide breiter abgestützt 
sind. Ausserdem trägt diese Massnahme dazu bei, bestehende Kostenunterschiede zwischen den 
Gemeinden für junge Menschen zu harmonisieren.  

Je nachdem wer in der jeweiligen Gemeinde für die Einbürgerungen zuständig ist, erhält auch die 
Einnahmen durch die Gebühren. Auf Kantonseben stehen die Gebühren entsprechend dem Kan-
ton zu. Die gesetzlichen Grundlagen finden sich in §31 (für Bürger- und Einwohnergemeinden) und 
in §32 (für Kanton) des Bürgerrechtsgesetz Basel-Landschaft.  

Der Regierungsrat wird beauftragt zu prüfen und zu berichten, ob und wie (Gemeinde und 
Kanton vs. nur Kanton) für Einbürgerungswillige Ausländer*innen unter 25 Jahren die Ge-
bühren erlassen werden können und wie die finanziellen Auswirkungen wären. 

 


